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1 Gesetz zur Modernisierung des Vergaberechts vom 17.2.2016, BGBl. Teil I Nr. 8 vom 23.2.2016, S. 203; 
Verordnung zur Modernisierung des Vergaberechts vom 12.4.2016, BGBl. Teil I Nr. 16 vom 14.4.2016, 
S. 624; Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen vom 7.1.2016, BAnz AT 19.1.2016 B3. 

2 Umzusetzen waren die RL 2014/24/EU über die öffentliche Auftragsvergabe, RL 2014/25/EU über die 
Vergabe von Aufträgen in den „Sektoren“ sowie RL 2014/23/EU über die Konzessionsvergabe. 

3 Vgl. zur Zielsetzung bereits den Beschluss des Bundeskabinetts vom 7.1.2015 über die Eckpunkte zur 
Reform des Vergaberechts, S. 1 f., verfügbar unter https://www.bmwi.de/BMWi/Redak-
tion/PDF/E/eckpunkte-zur-reform-des-vergaberechts,property=pdf,bereich=bmwi2012,spra-
che=de,rwb=true.pdf. 

4 So die Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 18/6281, S. 1. 

5 Unmittelbare Relevanz entfalten die nachfolgenden Ausführungen zunächst nur für den oberschwelli-
gen Bereich, nicht dagegen für den (in quantitativer Hinsicht deutlich bedeutsameren) unterschwelligen 
Bereich. Auf Bundesebene wird derzeit allerdings an einer Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) ge-
arbeitet wird, welche u.a. den (in zahlreichen landesvergaberechtlichen Vorschriften in Bezug genom-
menen) ersten Abschnitt der VOL/A ersetzen soll. Die Regelungen der UVgO sollen sich dabei sehr eng 
an den Vorschriften der VgV orientieren, so dass sich die hier ausgeführten Überlegungen zumindest 
teilweise auch auf die künftige UVgO übertragen werden lassen. 
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6 Es handelt sich im Einzelnen um die in Anhang X zu Art. 18 Abs. 2 der Richtlinie 2014/24/EU aufge-
führten Regelwerke, namentlich das ILO-Übereinkommen Nr. 87 über die Vereinigungsfreiheit und den 
Schutz des Vereinigungsrechtes, das ILO-Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung der Grundsätze 
des Vereinigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen, das ILO-Übereinkommen Nr. 29 
über Zwangs- oder Pflichtarbeit, das ILO-Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaffung der Zwangsar-
beit, das ILO-Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestalter für die Zulassung zur Beschäftigung, das 
ILO-Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit, das ILO-Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminierung in 
Beschäftigung und Beruf und das ILO-Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit des Entgelts männ-
licher und weiblicher Arbeitskräfte für gleichwertige Arbeit. 

7 Vgl. die Fallgruppen bei Ziekow, DÖV 2015, 897 (898). 



 
3 

 

                                                           
8 Im Lichte von EuGH, Urteil RegioPost, C-115/14, EU:C:2015:760, nunmehr eher kritisch gesehen wird 
die Einforderung eines vergabespezifischen Mindestlohns infolge der Einführung eines gesetzlichen 
Mindestlohns durch das Mindestlohngesetz des Bundes (MiLoG) etwa von Germelmann, GewArch 
2016, 60 und 100; Burgi, Vergaberecht, 2016, § 19 Rn. 22 m.w.N. 

9 So auch Burgi, Vergaberecht, 2016, § 6 Rn. 16. 
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10 Vgl. dazu unten die Punkte II. bis V. 

11 Vgl. Burgi, NZBau 2015, 597 (598). 

12 Die Klassifizierung von sozialen, umweltbezogenen und innovativen Kriterien als „vergabefremde“ 
Beschaffungszwecke beruht auf der überkommenen „Zwecke-Trias“ des (GWB-)Vergaberechts. Dieses 
diente klassischerweise allein (1) der effektiven Erfüllung von Verwaltungsaufgaben durch Deckung des 
dadurch hervorgerufenen Bedarfs, (2) der Herstellung von Wettbewerb und Verteilungsgerechtigkeit 
sowie (3) der sparsamen und wirtschaftlichen Verwendung öffentlicher Mittel, vgl. eingehend Burgi, 
Vergaberecht, 2016, § 6 Rn. 2 ff. (sowie § 7 Rn. 9 ff. zur Entwicklung von den vergabefremden Zwecken 
hin zur strategischen Beschaffung). 

13 Anders als noch in Art. 26 Satz 1 der alten Richtlinie 2004/18/EG, der die Formulierung zusätzlicher 
Ausführungsbedingungen unter den Vorbehalt der Vereinbarkeit mit (primärem) Gemeinschaftsrecht 
stellte, findet sich in den neuen Vergaberichtlinien aus dem Jahr 2014 ein entsprechender Vorbehalt 
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zwar nicht im normativen Teil, wohl aber in Erwägungsgrund 37 zur Richtlinie 2014/24/EU. In der 
Sache dürften sich daraus keine Rechtsänderungen ergeben. 

14 Sieht man z.B. in der Vorgabe, die ILO-Kernarbeitsnormen zu beachten, mit Ziekow, Die Berücksich-
tigung sozialer Aspekte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2007, S. 26 ff., einen Eingriff in die Be-
rufsfreiheit, ergibt sich das Verhältnismäßigkeitserfordernis jenseits des Anwendungsbereichs der eu-
ropäischen Grundfreiheiten aus Art. 12 Abs. 1 GG. In der Tat dürfte sich aus den eindeutigen Lenkungs-
zwecken, die hinter strategischen vergaberechtlichen Elementen steht, regelmäßig eine „eingriffsgleiche 
Beeinträchtigung der Berufsfreiheit“ ergeben, vgl. in diesem Sinne BVerfGE 116, 202 (222) – Tariftreue. 

15 Für Dienstleistungsaufträge greifen dementsprechend die Dienstleistungs- bzw. die Niederlassungs-
freiheit aus Art. 56 ff. bzw. 46 ff. AEUV ein. 

16 Vgl. dazu eingehend Streinz, Europarecht, 10. Aufl. 2016, § 11 Rn. 863 ff. m.w.N. 

17 Vgl. etwa Ziekow, Die Berücksichtigung sozialer Aspekte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2007, 
S. 16 ff. 
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18 Vgl. zum Verhältnismäßigkeitsgrundsatz als „Schranken-Schranke“ der Grundfreiheitsbeschränkung 
wiederum Streinz, Europarecht, 10. Aufl. 2016, § 11 Rn. 870 ff. 

19 Einer sorgfältigen Prüfung im Vorfeld bedarf daher die Einführung entsprechender sozialer Anforde-
rungen in heiklen Produktbereichen, etwa bei der Beschaffung von Spielzeug, IT-Hardware oder Klei-
dung. Inwieweit in diesen Bereichen etwa eine Einhaltung der ILO-Übereinkommen Nr. 87 und 98 be-
züglich grundlegender Arbeitnehmerrechte möglich ist – die entsprechenden Produktionsstätten sind 
überwiegend in der Volksrepublik China belegen –, ist eine Tatsachenfrage (und keine Rechtsfrage), die 
hier nicht diskutiert werden kann. Vgl. zum Umgang mit entsprechenden Problemen etwa Beck, Sozial 
verantwortliche Beschaffung von Informationstechnik, 2015, S. 9 (verfügbar unter https://kobra.bibli-
othek.uni-kassel.de/bitstream/urn:nbn:de:hebis:34-2015030247562/1/ICDD_Working_Pa-
per_No6.pdf). 

20 Zwar könnte man argumentieren, dass die Einhaltung der ILO-Kernarbeitsnormen als Zuschlagskri-
terium für den Bieter stets weniger einschneidend ist als eine entsprechende Ausführungsbedingung, da 
die Nichterfüllung im erstgenannten Fall nicht zwingend zum Ausschluss führen muss. Gleichwohl wird 
man die Einführung als Zuschlagskriterium zumindest grundsätzlich nicht als gleich effektiv werten 
können, da die ILO-Kernarbeitsnormen dann, zum einen, eben nicht zwingend einzuhalten sind. Zum 
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anderen ermöglicht es eine Ausgestaltung als vertragsmäßige Ausführungsbedingung dem Auftragge-
ber, auch nach dem Zuschlag Einfluss auf die Einhaltung der Vorgaben (z.B. durch Sanktionierung) zu 
nehmen. 

21 Man müsste hier als Vergleichsmaßstab wohl zumindest auf die (gemeinhin streng beurteilte) Fall-
gruppe systematischer Einfuhrkontrollen abstellen, die in den entschiedenen Fällen überdies zum 
Schutze inländischer Rechtsgüter erfolgten. Demnach muss begründet werden, dass entsprechende 
Kontrollen im Herkunftsland nicht ausreichen, vgl. dazu grundlegend EuGH, Urteil Denkavit, 251/78, 
EU:C:1979:252, Rn. 22 ff.; zum „Beweismaß“ etwa EuGH, Urteil Kommission/Italien, C-228/91, 
EU:C:1993:206, Rn. 28 („keine konkrete Tatsache vorgetragen“). 
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22 Vgl. Burgi, NZBau 2015, 597 (600). 
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23 § 14 Abs. 2 Satz 1 TVgG-NRW RVO 2013 stellt einerseits die Vermutung auf, dass eine Missachtung 
der ILO-Kernarbeitsnormen in denjenigen Ländern zu befürchten ist, die in der aktuellen DAC-Liste of 
ODA Recipients der Organisation for Ecomomic Co-operation and Development (OECD) aufgeführt 
sind. Des Weiteren bestimmt § 14 Abs. 2 Satz 2, dass das Herkunftsland eines Produkts nach Maßgabe 
des geltenden Zollkodexes zu bestimmt ist. Infolgedessen gilt beispielsweise Deutschland auch dann als 
Herkunftsland eines Computers, wenn seine Einzelteile vollständig aus DAC-Ländern importiert, aber 
erst im Inland zusammengesetzt wurden. 

24 Vgl. Latzel, NZBau 2014, 673 (679 f.). 
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25 EuGH, Urteil Max Havelaar, C-368/10, EU:C:2012:284, Rn. 73. 

26 EuGH, Urteil Max Havelaar, C-368/10, EU:C:2012:284, Rn. 74. 

27 Siehe dazu näher unten Punkt IV. 2. 
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28 Vgl. die Gesetzesbegründung, BT-Drucks. 18/6281, S. 97, sowie die Begründung zur Verordnung der 
Bundesregierung zur Modernisierung des Vergaberechts, BT-Drucks. 18/7318, S. 171. 

29 BT-Drucks. 18/7318, S. 171. 
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30 Vgl. zur deutschen Regelung im Ergebnis wie hier etwa Burgi, Vergaberecht, 2016, § 12 Rn. 26. 

31 Siehe dazu unten Punkt IV. und Punkt V. 



 
14 

 

                                                           
32 Vgl. Latzel, NZBau 2014, 673 (675); Germelmann, GewArch 2016, 100 (103 f.); jetzt auch Ziekow, 
Faires Beschaffungswesen in Kommunen und die Kernarbeitsnormen, 2016, S. 40 und 50 (verfügbar 
unter https://skew.engagement-global.de/fairer-handel-und-faire-beschaffung.html?file=files/2_Me-
diathek/Mediathek_Microsites/SKEW/Publikationen/4_Material/skew_material_nr24_faires_be-
schaffungswesen_gutachten.pdf). 

33 Vgl. zu den Richtlinienbestimmungen im Ergebnis wie hier Glaser, Zwingende soziale Mindeststan-
dards bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2015, S. 42 f. 
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34 Vgl. neben Art. 42 Abs. 1 UAbs. 2 und Art. 67 Abs. 3 der Richtlinie 2014/24/EU außerdem Art. 43 Abs. 
1 Buchst. a) und Abs. 2 (Gütezeichen), Art. 45 Abs. 1 (Varianten), Art. 70 (Ausführungsbedingungen, mit 
Verweis auf Art. 67 Abs. 3). 

35 Glaser, Zwingende soziale Mindeststandards bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2015, S. 43, ohne 
die hier kursiv eingefügte Ergänzung. 
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36 Bei den sozialbezogenen Kriterien handelt es sich meist um rein prozessbezogene Eigenschaften, die 
dem Leistungsgegenstand nicht materiell anhaften. Ihr Vorliegen lässt sich daher im Nachhinein nicht 
mehr anhand des Gegenstandes selbst nachprüfen. Vgl. dazu eingehend Klinger/Hartmann/Krebs, 
ZUR 2015, 270 (271 f.) mit Überlegungen zur Einführung eines Textilsiegels nach dem Vorbild des Bio-
Siegels. 
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37 EuGH, Urteil Max Havelaar, C-368/10, EU:C:2012:284, Rn. 67. 
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38 Diese Auffassung scheint auch im federführenden Bundesministerium für Wirtschaft und Energie 
(BMWi) vorherrschend zu sein. Vgl. dazu die Präsentation von Andreas Rüger, Berücksichtigung von 
strategischen Kriterien (Nachhaltigkeitsaspekten) im Rahmen der Umsetzung der neuen EU-Vergabe-
richtlinien, Folie 17, gehalten im Rahmen der Anhörung „Nexus zwischen Staat und Wirtschaft – Öf-
fentliche Auftragsvergabe und Menschenrechte“ am 20. Oktober 2015 im Auswärtigen Amt in Berlin. 

39 So aber Evermann, Stellungnahme vom 16. Februar 2016 zu der Verordnung zur Modernisierung des 
Vergaberechts für den „WEED – Weltwirtschaft, Ökologie & Entwicklung e.V.“, S. 4, verfügbar unter 
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https://www.bundestag.de/blob/407446/9f8f2f99078ff7762f99774383f7fcc7/stellung-_sve_ever-
mann_weed-data.pdf.. 
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40 Vgl. zur alten Rechtslage OLG Düsseldorf NZBau 2014, 314 (315). 

41 Vgl. BT-Drucks. 18/6281, S. 100. 

42 Vgl. BT-Drucks. 17/13706, S. 1 ff. Die Umsetzung der Vergaberichtlinien wird an diesem Punkt von 
Evermann, Stellungnahme vom 20. Oktober 2015 für den „WEED – Weltwirtschaft, Ökologie & Ent-
wicklung e.V.“, S. 6 (verfügbar unter http://www.auswaertiges-amt.de/cae/servlet/content-
blob/723188/publicationFile/212398/Expertenanhoerung9b.pdf), und Rühle, Vortrag am 17.11.2015 
zum Gesetzentwurf der Bundesregierung vom 8. Juli 2015 (verfügbar unter http://www2.weed-on-
line.org/uploads/heide_ruehle.pdf) mit beachtlichen Argumenten kritisiert. Sie bemängeln den Um-
stand, dass die in Art. 57 Abs. 1 UAbs. 1 Buchst. f) der Richtlinie 2014/24/EU explizit in Bezug genom-
mene „Kinderarbeit“ keine gesonderte Erwähnung im GWB gefunden hat. Dabei argumentieren sie, 
dass es dem deutschen Gesetzgeber jedenfalls im Rahmen der Umsetzung des Art. 57 Abs. 4 UAbs. 1 
Buchst. a) der Richtlinie 2014/24/EU möglich gewesen wäre, auch die Kinderarbeit in den Kreis der 
Ausschlussgründe zu erheben. Außerdem fehle ein entsprechendes effektives Unternehmensstrafrecht 
in Deutschland, da es keine dem § 5 des Jugendarbeitsschutzgesetzes entsprechende Norm für den 
Schutz von Kindern und Jugendlichen in den Lieferketten deutscher Unternehmen gibt. Da die zwin-
gende Richtlinienbestimmung des Art. 57 Abs. 1 UAbs. 1 Buchst. f) der Richtlinie 2014/24/EU indes 
ausdrücklich an eine rechtskräftige Verurteilung aufgrund eines der nach Art. 2 der Richtlinie 
2011/36/EU („Menschenhandelsrichtlinie“) einzuführenden Straftatbestände anknüpft, dürfte es sich – 
falls die §§ 233, 233a StGB die Menschenhandelsrichtlinie überhaupt defizitär umsetzen sollten – um 
ein Problem der Umsetzung der Menschenhandelsrichtlinie selbst (und nicht auch der Vergaberichtli-
nie) handeln. 
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43 Vgl. BT-Drucks. 18/6281, S. 102. 



 
23 

 

                                                           
44 BT-Drucks. 18/6281, S. 110. 

45 Vgl. Summa, VergabeR 2016, 147 (150). 
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46 So explizit Ziekow, DÖV 2015, 897 (901), unter Verweis auf Glaser, Zwingende soziale Mindeststan-
dards bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2015, S. 25. 
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47 Vgl. dazu und zum Folgenden Burgi, Vergaberecht, 2016, § 9 Rn. 9. 

48 Konsequenterweise ist etwa eine Erstreckung der in Art. 71 Abs. 5 UAbs. 1 der Richtlinie 2014/24/EU 
und § 36 Abs. 3 Satz 1 VgV genannten Informationspflichten auf andere Personen als die dort spezifi-
zierten Unterauftragnehmer nur insoweit zulässig, als diese Erstreckung in § 36 Abs. 3 Satz 2 und 3 VgV 
vorgesehen ist. Mit Blick auf schlichte Zulieferer im Rahmen von Lieferaufträgen, mit denen der Auf-
traggeber im Übrigen nicht in Berührung kommt, dürften die genannten Informationspflichten daher 
nicht greifen. Dafür besteht wegen der enormen Ausweitung des (potenziellen) Pflichtenkreises des 
Hauptauftragnehmers nach § 31 Abs. 3 VgV auch in der Sache kein Bedürfnis, da dieser für Pflichtver-
stöße auf sämtlichen Stufen der Lieferkette haftbar gemacht werden kann. 
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49 Ziekow, DÖV 2015, 897 (901). 

50 So jedenfalls, mit Blick auf die Richtlinienbestimmungen, ausdrücklich Latzel, NZBau 2014, 673 (677 
f.). 
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51 So BGH NZBau 2000, 35 (37). 
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52 Siehe dazu eingehend oben Punkt II. 1.  

53 So auch Burgi, NZBau 2015, 597 (601 f.). 

54 BT-Drucks. 18/6281, S. 109. Ob dies der allgemeinen Definition von Fairem Handel entspricht, darf 
freilich bezweifelt werden. Vgl. dazu etwa http://www.forum-fairer-handel.de/fairer-handel/defini-
tion/.  

55 So auch Ziekow, DÖV 2015, 897 (903). 

http://www.forum-fairer-handel.de/fairer-handel/definition/
http://www.forum-fairer-handel.de/fairer-handel/definition/
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56 EuGH, Urteil Max Havelaar, C-368/10, EU:C:2012:284, Rn. 76: „Nach (Art. 26 der Richtlinie 
2004/18/EG) können die Bedingungen für die Ausführung eines Auftrags (…) insbesondere soziale As-
pekte betreffen. Vorzuschreiben, dass der zu liefernde Tee und Kaffee von Kleinerzeugern aus Entwick-
lungsländern stammt, zu denen für sie günstige Handelsbeziehungen bestehen, ist ein solcher sozialer 
Aspekt.“ 

57 So Müller-Wrede, VergabeR 2012, 416 (424) im Vorfeld der Max Havelaar-Entscheidung; in der Sa-
che ebenso bereits Burgi, NZBau 2011, 577 (582 f.); nach der Entscheidung dann Siegel, VergabeR 2013, 
370 (375 f.). 
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58 Vgl. Andreas Rüger, Berücksichtigung von strategischen Kriterien (Nachhaltigkeitsaspekten) im Rah-
men der Umsetzung der neuen EU-Vergaberichtlinien (oben Fn. 38), Folie 16. 

59 So Andreas Rüger, Berücksichtigung von strategischen Kriterien (Nachhaltigkeitsaspekten) im Rah-
men der Umsetzung der neuen EU-Vergaberichtlinien (oben Fn. 38), Folie 16 (mit Hervorhebungen im 
Original). Vgl. ähnlich das Beispiel bei Burgi, Vergaberecht, 2016, § 19 Rn. 13: „Ein weiteres Mal können 
(bei den Ausführungsbedingungen) schließlich die ILO-Kernarbeitsnormen eine Rolle spielen. Dabei 
geht es dann nicht um die Einhaltung der einem Unternehmen sowieso auferlegten diesbezüglichen 
Verpflichtungen (vgl. dazu § 128 Abs. 1; […]) und auch nicht darum, dass der eigentliche Liefergegen-
stand (beispielsweise Fußbälle für die Schulverwaltung) in einer damit unvereinbaren Weise hergestellt 
worden ist (dies gehört auf die Verfahrensstufe der „Leistungsbeschreibung“; […]). Vielmehr kann über 
das Instrument der Ausführungsbedingungen das Verhalten des späteren Auftragnehmers auch über 
die bereits bestehenden rechtlichen Standards hinaus erweitert werden, so wenn beispielsweise der Ein-
satz entsprechender Fußbälle im Rahmen eines Schulbetreuungsprojekts vorgeschrieben werden soll“. 

60 Vgl. dazu und zum Folgenden Ziekow, Die Berücksichtigung sozialer Aspekte bei der Vergabe öffent-
licher Aufträge, 2007, S. 52 f.; noch ausführlicher ders., Faires Beschaffungswesen in Kommunen und 
die Kernarbeitsnormen, Rechtsgutachten 2013, S. 49 ff. (verfügbar auf der Seite https://skew.engage-
ment-global.de/fairer-handel-und-faire-beschaffung.html?file=files/2_Mediathek/Mediathek_Micro-
sites/SKEW/Publikationen/3_Dialog_Global/skew_dialog_global_nr23_jun16.pdf).  
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61 Ziekow, Die Berücksichtigung sozialer Aspekte bei der Vergabe öffentlicher Aufträge, 2007, S. 52 f., 
mit Verweis auf die Interpretierende Mitteilung der Kommission über die Auslegung des gemeinschaft-
lichen Vergaberechts und die Möglichkeiten zur Berücksichtigung sozialer Belange bei der Vergabe öf-
fentlicher Aufträge, KOM(2001) 566 endg., ABl. C 333 vom 28.11.2001, S. 27 (33); ebenso ders., Faires 
Beschaffungswesen in Kommunen und die Kernarbeitsnormen, Rechtsgutachten 2013, S. 49 ff. (verfüg-
bar auf der Seite https://skew.engagement-global.de/fairer-handel-und-faire-beschaffung.html?file=fi-
les/2_Mediathek/Mediathek_Microsites/SKEW/Publikationen/3_Dialog_Global/skew_dialog_glo-
bal_nr23_jun16.pdf). 

62 Vgl. nur Palandt/Weidenkaff, BGB, 75. Aufl. 2016, § 434 Rn. 11. 
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63 Vgl. jetzt wie hier auch Ziekow, Faires Beschaffungswesen in Kommunen und die Kernarbeitsnormen, 
2016, S. 47 (verfügbar unter https://skew.engagement-global.de/fairer-handel-und-faire-beschaf-
fung.html?file=files/2_Mediathek/Mediathek_Microsites/SKEW/Publikationen/4_Mate-
rial/skew_material_nr24_faires_beschaffungswesen_gutachten.pdf). 
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64 Vgl. dazu auch Ziekow, DÖV 2015, 897 (902 f.). 

65 Vgl. dazu etwa Burgi, NZBau 2011, 577 (583). 
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66 Vgl. zum Überblick etwa Wagner/Pfohl, VergabeR 2015, 389 ff. Da die bundesrechtlichen Vorschrif-
ten nur für Aufträge gelten, die sich oberhalb der von den EU-Vergaberichtlinien gesetzten Schwellen-
werte bewegen, versteht es sich von selbst, dass die Landesvergabegesetzgeber unterhalb der Schwel-
lenwerte in der verbindlichen Vorgabe der Berücksichtigung sozialer Aspekte grundsätzlich frei sind.  
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67 Vgl. Burgi, NZBau 2015, 597 (600). 

68 Vgl. etwa die Regelungen in § 6 (Umweltschutz und Energieeffizienz) und § 13 (soziale Aspekte) der 
VO zum Tariftreue- und Vergabegesetz Nordrhein-Westfalen. 

69 Die Vorschrift lautet im Wortlaut: „Ausführungsbedingungen, die der öffentliche Auftraggeber dem 
beauftragten Unternehmen verbindlich vorzugeben hat, dürfen nur aufgrund eines Bundes- oder Lan-
desgesetzes festgelegt werden.“ 

70 So auch Burgi, NZBau 2015, 597 (602). 

71 Vgl. BR-Drucks. BR-Drucks. 367/15, S. 6: „Vor dem Hintergrund des Artikel 18 Absatz 2 in Verbindung 
mit dem Erwägungsgrund 3 der Richtlinie 2014/24/EU ist es sachgerecht, den Ländern durch einen 
Ländergesetzesvorbehalt die Möglichkeit einzuräumen, die Einhaltung der Rechte von Menschen mit 
Behinderungen als Zuschlagskriterium und nicht nur als Ausführungsbedingung vorzugeben. Dies 
würde vermutlich die Akzeptanz dieser Vorgaben auf Seiten der Auftragnehmer erhöhen, da ein Nicht-
erfüllen eines einzelnen Zuschlagskriteriums nicht zwingend zu einer Nichtberücksichtigung des Ange-
bots bei der Zuschlagsentscheidung führt.“ 
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